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Jenseits der engen 
Budgetsicht – 
Infrastrukturpolitik im 
Zeitalter des Klimawandels 
Von Georg Meran*

Deutschland weist im internationalen Vergleich bislang eine gut ausgebaute techni-
sche Infrastruktur auf. Das betrifft den Versorgungsbereich, die Verkehrsinfrastruktur 
und die Kommunikationsnetzwerke. Dazu zählen aber auch bauliche Maßnahmen 
zum Hochwasserschutz und zur Regulierung des regionalen Wasserhaushaltes, die 
zu einem sorgenfreien Leben der Haushalte und einer arbeitsteiligen Produktion der 
Volkswirtschaft beitragen. Ein Blick nach Amerika zeigt, was eine gute Infrastruktur 
wert sein kann. Ein kürzlich veröffentlichter Bericht (Urban Institute und Ernst & 
Young) schätzt den zusätzlichen Investitionsbedarf dort auf 1,6 Billionen US-Dollar 
für die nächsten fünf Jahre.

Die Vernachlässigung der Infrastruktur macht die Gesellschaft anfälliger für Kata-
strophen, und der Ernst der Lage wird noch verschärft durch den Klimawandel. Dies 
gilt auch für Deutschland. Die Statistik der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass die 
Zahl und die Intensität der Wetterextreme zugenommen haben. Flutkatastrophen 
wie jene an der Oder 2002 sind die Folge. Verletzlich sind aber nicht nur die in 
flutbedrohten Regionen angesiedelten Haushalte und Produktionsstätten sondern 
auch die Infrastruktur selbst, wie Strommaste, Gasleitungen oder Schienen, deren 
Ausfall zu volkswirtschaftlichen Schäden führt. 

Wer sichert die notwendige Robustheit der Infrastruktur und wer zahlt die Auf-
rüstungsmaßnahmen? Zunächst geht es um die Erkenntnis, dass die Finanzierung 
nicht mehr auf traditionelle Weise durch den Staat aufgebracht werden kann. Es 
bedarf neuer Wege, die nicht nur die Beteiligung privater Anbieter, sondern auch die 
konsequente Durchsetzung des ökonomischen Prinzips zum Ziel haben. Es geht also 
darum, Infrastrukturleistungen im Rahmen intelligenter institutioneller Rahmenbe-
dingungen anzubieten. Hierzu gehört beispielsweise eine transparente Regulierung 
regionaler Wasserwerke oder die Anwendung moderner Benchmarking-Methoden 
im Straßenbau, die Setzung richtiger Investitionsanreize durch Abschaffung des 
klassischen Kostenpreises und nicht zuletzt die Einführung eines modernen Nach-
frage-Managements, das die richtigen Anreize der Infrastrukturnutzung setzt. Das 
wird im Energiebereich durch Anreize zur Energieeinsparung erreicht. Ein weiteres 
Beispiel wäre die Einführung der regional gestaffelten Versicherungspflicht bei 
Elementarschäden. Einwohner in hochwasserbedrohten Regionen müssen einer 
Versicherungspflicht unterliegen. Das reguliert die Wohndichte und schützt die 
Restgesellschaft vor unfairen Unterstützungszahlungen. Die kommenden Infra-
strukturaufgaben sind also nicht nur quantitativer Natur. Es wird darauf ankommen, 
gegen Besitzstandswahrer des alten Systems neue sachorientierte institutionelle 
Rahmenbedingungen durchzusetzen. 

* Prof. Dr. Georg Meran ist Vizepräsident des DIW Berlin.
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